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Augsburg

Wer in der Innenstadt auf einer Parkbank sitzt, klagt nicht selten über
die unbequemen Stahlroste. Darauf will die Stadt beim Umbau der In-
nenstadt reagieren: Holz statt Stahl, heißt es künftig bei den Bänken.
Im Bauhof wurde gestern ein Modell besichtigt, das den Anforderun-
gen entspricht, wie Baureferent Gerd Merkle betonte. Die Bank ohne
Rückenlehne hat eine Holzsitzfläche. Das Holz soll von Lärchen kom-
men. Die Seitenwänge sind aus feuerverzinktem Stahl. Foto: Anne Wall

So wird künftig geruht

Stadt bereitet zweite Abstimmung über Kö-Umbau vor
Bebauungsplan Stadtrat soll in der Sitzung am 1. März auf den vom Gericht beanstandeten Formfehler reagieren

VON MICHAEL HÖRMANN

Im zweiten Anlauf soll jetzt nichts
mehr schiefgehen: Die überarbeite-
ten Planunterlagen für den Königs-
platz-Umbau will der Stadtrat bei
seiner Sitzung am 1. März abnicken.
Dies ist nötig geworden, weil der
bayerische Verwaltungsgerichtshof
die Baugenehmigung wegen eines
Formfehlers für nichtig erklärt hat-
te. Die Pläne mussten Anfang des

Jahres nochmals ausgelegt werden.
Einwender konnten ihre Bedenken
vortragen.

Einwendungen kommen
von neun Bürgern

Baureferent Gerd Merkle berichtete
gestern im Bauausschuss, dass 46
Stellungnahmen eingegangen seien,
darunter waren neun Bürger. Die
beiden Bürger, die bereits gegen den
Bebauungsplan zum Kö-Umbau ge-

klagt hatten, hätten ähnlich wie zu-
letzt argumentiert. Befürchtet wird
eine zunehmende Verkehrs- und
Lärmbelastung, hieß es zuletzt.

Die Stadt muss aufzeigen, warum
aus ihrer Sicht die befürchteten Pro-
bleme nicht auftreten. Laut Merkle
wird es wohl noch bis Anfang nächs-
ter Woche dauern, bis die Verwal-
tung ihre Antworten auf die vorge-
brachten Einwendungen zusam-
mengetragen hat. Das Paket soll

dann dem Stadtrat ab 1. März zur
Abstimmung vorgelegt werden.

In der Aussprache fragte Rainer
Schönberg (Freie Wähler) nach, in-
wiefern der Bürgerentscheid vom
November 2010 jetzt noch eine Rol-
le spiele. Beim Bürgerentscheid war
ein Bestandteil der Fragestellung,
dass eine „vorsorgliche Entlastungs-
straße“, der sogenannte Bypass, be-
rücksichtigt werden könnte. Zwi-
schenzeitlich ist klar, dass der By-

pass dann genutzt werden soll, wenn
es in Ausnahmefällen zu massiven
Verkehrsproblemen am Kö kommt.
Er ist somit keine Dauereinrich-
tung.

Baujurist Thomas Schmidt-Tan-
credi sieht hier keine Probleme. „Es
ist also kein eigener Beschluss des
Stadtrates nötig, die Forderung des
Bürgerentscheids aufzuheben.“ So
sah es auch Merkle: „Den Bürgern
war bewusst, um was es geht.“

HERRENBACH

Kreisverkehr in der
Reichenberger Straße
Die Reichenberger Straße soll künf-
tig mit einem Kreisverkehr verse-
hen werden. Er soll an der Einmün-
dung Herrenbachstraße/Zufahrt
Fabrikschloss entstehen. Der Bau-
ausschuss hat die Verwaltung be-
auftragt, die Planung zu erstellen,
damit noch heuer die notwendigen
Arbeiten erledigt werden können.
Vorgesehen ist zudem ein Flüster-
asphalt. Für die Gesamtsanierung
der Straße sind insgesamt zwei
Millionen Euro vorgesehen, der
Großteil des Geldes kommt aus der
Haushaltsstelle für Kanalbaumaß-
nahmen. (möh)

RATHAUS

Vorsitzender Aiwanger
spricht bei Freien Wählern
„Jahresauftaktempfang“ nennen die
Freien Wähler in Augsburg die
Veranstaltung, die am heutigen
Freitag, 17. Februar, um 19.30
Uhr im Oberen Fletz des Rathauses
stattfindet. Festredner ist der Lan-
des- und Bundesvorsitzende Hubert
Aiwanger. (möh)

BILDUNG

16 weitere Schulen
bekommen Sozialarbeiter
Das bayerische Sozialministerium
hat diese Woche Jugendsozialar-
beit an 16 weiteren Augsburger
Schulen genehmigt. Damit haben
ab März 29 Schulen einen Sozialar-
beiter, darunter mehrere Grund-
schulen. Eine weitere Stelle ist ge-
plant. Das berichtete Arkadij Ruf
vom Jugendamt in der Sitzung des
Jugendhilfeausschusses. Die neuen
Stellen werden aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket für Kinder des
Bundes finanziert. Dieses wurde im
Rahmen der sogenannten Hartz-
IV-Reform 2011 eingeführt. (kru)

Kommunalpolitik

MAN-Spange im Blick
Entlastungsstraße Planung läuft,

Finanzierung ist vorerst offen
Sie gilt als wichtige Entlastungsstra-
ße: Die MAN-Spange soll von der
Riedingerstraße über die Firmena-
reale des Gewerbeparks Augsburg,
MAN Diesel, MT Aerospace und
UPM zur Berliner Allee führen.
Wann sie gebaut wird, ist offen.
Doch die Planungen werden voran-
getrieben. Das war die Botschaft im
Bauausschuss. Eva Leipprand (Grü-
ne) stimmte dagegen. Die Trasse sei
verkehrspolitisch das falsche Signal.

Die MAN-Spange ist als neue
Tangente im Gesamtverkehrsplan
aus dem Jahr 1998 enthalten. Wie
sich aus dem Namen MAN erschlie-
ßen lässt, geht es um eine Straße im
Bereich der MAN-Areale in Augs-
burg. Die Trasse beinhaltet die be-
reits im Jahr 2000 fertiggestellte
Franz-Josef-Strauß-Straße, die der-
zeit nur als Zufahrt für die Firmen
UPM und MT Aerospace (früher
MAN Technologie) genutzt wird.

Diese Straße endet momentan im
Niemandsland. Geplant ist, dass die
Trasse einmal entlang des MAN-
Diesel-Geländes geführt wird.

Eine vorläufige Schätzung ergibt
Kosten von 51 Millionen Euro

Die MAN-Spange soll den überlas-
teten Verkehrsknoten beim MAN-
Hochhaus (Stadtbach-, Sebastian-,
Georg-Haindl- und Thommstraße
entlasten. Die zweispurige Haupt-
verkehrsstraße soll großteils in ei-
nem Tunnel errichtet werden. Eine
Kostenschätzung geht von 51 Mil-
lionen Euro aus. Die Stadt geht da-
von aus, dass sich Bund und Frei-
staat beteiligen. Wegen der Kosten
sieht Baureferent Gerd Merkle mo-
mentan keine Chance, das Projekt
schnell umzusetzen. Er gehe davon
aus, dass noch mindestens drei Jahre
vergehen, bis mit dem Bau begon-
nen werden könnte. (möh)

Gremium, dass, egal wie viel Geld
für Schulen da war, es nie ausreich-
te. CSU-Stadtrat Michael Gierl hofft
daher auf „Erbarmen“ des Kämme-
rers Hermann Weber (CSM) für den
Bildungsbereich: „Das ist das fal-
sche Eck zu sparen.“

Wenn der Bauausschuss sagt,
wir geben eine Million her ...

CSM-Rätin Claudia Eberle konter-
te, das sei nicht so einfach: „Wenn
der Bauausschuss sagt, wir sparen
eine Million mehr und geben sie
Herrn Köhler, hat keiner was dage-
gen.“ Das veranlasste Regina Stu-
ber-Schneider (FW) zu der Frage:
„Warum stimmen wir im Stadtrat
allen anderen Projekten zu und sa-
gen dann: Jetzt haben wir kein Geld
mehr?“ Die Freien Wähler hätten
von vornherein lieber andernorts
gespart, zum Beispiel am teuren
Pflaster der Fußgängerzone.

sanierung erst vielfach in der Kritik
gestanden hatte, war er auf den er-
neuten Angriff vorbereitet und prä-
sentierte mehrere Folien. Auf einer
war zu sehen, dass die Investitionen
im Schulbereich zwischen 2002 und
2007 (Regenbogen-Regierung) bei
44,5 Millionen Euro lagen, von da-
mals bis 2012 bei 79 Millionen.

Auch zum Fitnessprogramm, bei
dem ihm Kürzungen vorgehalten
worden waren, hatte er Daten dabei.
Diesen zufolge lag es unter seinem
SPD-Vorgänger Sieghard Schramm
2005 bei 3 Millionen Euro, 2006
sank es auf 1,8 Millionen. 2011 wa-
ren es 1,25 Millionen. Köhler dazu:
„Wir haben allerdings Maßnahmen
wie Dachsanierung am Maria-The-
resia-Gymnasium und der Goethe-
Schule aus dem Fitnessprogramm
herausgenommen.“ Rechne man sie
wieder ein, komme man locker auf 3
Millionen Euro. Einig war sich das

VON UTE KROGULL

Das Schulreferat muss im Zug der
neuen Minusrunde 2,5 Millionen
Euro sparen. Das ist der zweit-
höchste Posten nach dem Sozialbe-
reich. Zurzeit läuft die interne Prü-
fung. Mit dem Verweis darauf lehn-
te Bildungsreferent Hermann Köh-
ler (CSU) Auskünfte dazu ab, die die
SPD in der Sitzung des Bildungsaus-
schusses des Stadtrats forderte. Er
werde seine Pläne zu gegebener Zeit
äußern, nehme aber gerne Vorschlä-
ge entgegen. Die kamen nicht.

Was kam, war der Vorwurf von
Ulrike Bahr (SPD), die Stadtregie-
rung habe seit 2008 Mittel für
Schulsanierung und Brandschutz
nicht ausgegeben, obwohl diese im
Haushalt genehmigt worden seien.
Den Schulen seien so fünf Millionen
Euro verloren gegangen. Köhler
ging darauf nicht ein. Da die Schul-

Zahlenschlacht um Schulen
Finanzen II SPD wollte über Einsparungen reden, der Bildungsreferent

nicht. Und die CSU bat den CSM-Kämmerer um Erbarmen

reich oder wir müssen uns von meh-
reren Festivals trennen oder wir
kürzen die Dachmarken Brecht,
Frieden und Mozart um fünf Pro-
zent und verzichten nur auf ein Fes-
tival ganz.“

Für Grab selbst, sagt er, sei keine
dieser Lösungen zufriedenstellend.
„Wir sind jetzt aber genau an dem
Punkt, vor dem ich vor Monaten ge-
warnt habe: Jetzt entscheiden die
Finanzleute über unseren Etat.“
Grab spielt damit auf sein Biennale-
Konzept an, das im Kulturausschuss
kontrovers diskutiert und am Ende
nicht mehr weiterverfolgt wurde.
„Auf lange Sicht wird es aber keine
Alternative geben“, glaubt der Re-
ferent.

rent Grab nicht. Sein Etat für die
Kultur (den Sport nicht mitgerech-
net) umfasst rund 27,5 Millionen
Euro. 13,9 Millionen Euro davon
fließen ans Theater. Kürzt die Stadt
diesen Zuschuss, laufe sie Gefahr,
dass auch der Freistaat sein zuletzt
gesteigertes Engagement wieder zu-
rückfährt, sagen Insider.

Weitere drei Millionen Euro ge-
hen an die Stadtbücherei – allerdings
nicht für deren Ausstattung. Ein
Drittel macht allein die jährliche
Miete für das Gebäude an die städti-
sche Wohnungsbaugesellschaft aus,
hinzu kommen Personalkosten. An
beidem ist nicht zu rütteln.

3,1 Millionen Euro schließlich be-
kommen die Städtischen Kunst-
sammlungen. Auch hier gibt es dem
Vernehmen nach nicht mehr viel
Spielraum: Personalkosten und Ge-
bäudeunterhalt machen den größten
Anteil der Ausgaben aus. Die Etats
für Ausstellungen und Ankäufe sind
in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlich gesunken, in einigen Häusern
liegt er inzwischen bei null.

Theoretisch kann auch an den
Festivals nicht mehr gespart wer-
den. Immer wieder gab es in den
vergangenen Jahren Kürzungen,
aktuell gestrichen sind weitere
54000 Euro; die aktuelle Entwick-
lung und die vom Kulturreferat ge-
forderten 1,3 Millionen noch gar
nicht eingerechnet. Wird nach dem
„Rasenmäherprinzip“ überall ge-
knapst, bliebe am Ende, warnen
Kenner, für kein Festival mehr ge-
nug Geld übrig, um gutes Pro-
gramm zu bieten.

Es bleiben nur
wenige Möglichkeiten

Grab bleiben nach eigener Aussage
aber nur wenige Möglichkeiten:
„Entweder, wir kürzen wirklich
nach der Rasenmähermethode
überall im zweistelligen Prozentbe-

VON NICOLE PRESTLE

Eines sagt Kultur- und Sportrefe-
rent Peter Grab deutlich: „Jeder Re-
ferent hat auch Vorschläge gemacht,
die er persönlich nicht befürwor-
tet.“ 1,3 Millionen Euro muss Grab
in seinem gesamten Bereich einspa-
ren. Es ist sein Beitrag zur Deckung
des städtischen Haushalts, in dem
eine Lücke von 13,5 Millionen Euro
klafft. Welche Vorschläge er ge-
macht hat, behält Grab jedoch für
sich; die Stadtspitze habe Still-
schweigen vereinbart.

Kulturausschuss wurde wegen
Personalmangels verschoben

Während manche Referenten in den
städtischen Ausschüssen dennoch
über das Thema sprachen, wird es
im Kulturbereich dazu gar keine
Gelegenheit geben: Der Ausschuss
am 27. Februar musste abgesagt
werden. Grab steht nach eigener
Auskunft derzeit nur einer von drei
Sachbearbeitern zur Verfügung – zu
wenig, um die Sitzung vorzuberei-
ten. Sie wurde deshalb auf 14. März
verlegt, der Finanzausschuss tagt
womöglich aber schon am 12. März.
Am 26. März findet dann die regulä-
re Monatssitzung des Kulturaus-
schusses statt.

Trotz der Geheimhaltungsstrate-
gie der Stadtregierung kursieren in
der Kulturszene Gerüchte um die
Sparvorschläge Grabs. So soll unter
anderem im Festival-Bereich ge-
kürzt werden. Das Medienkunst-
Festival lab30, heißt es, könnte ganz
wegfallen, was 20000 Euro im Jahr
brächte. Auch der Kunstförderpreis
– vergeben in fünf Sparten und do-
tiert mit 2800 Euro – soll womöglich
gekippt oder jedes Jahr nur noch für
eine wechselnde Sparte ausgeschrie-
ben werden. Kürzungen sind auch
beim Festival der Kulturen ange-
dacht. Viel Spielraum bleibt Refe-

Mindestens ein Festival
droht zu kippen

Finanzen I Den Zuschuss fürs Theater kann Referent Peter Grab
nicht antasten, auch bei Bücherei und Kunstsammlungen

bleibt kaum Spielraum. Wird nun lab30 geopfert?

Die Konstruktion von Claus Scheele wur-

de bei der Ausstellung zum 50. Kunstför-

derpreis gezeigt. Fotos: Fred Schöllhorn, oh

Das Festival lab30 steht auf der Kippe.

Der Kunstförderpreis ebenfalls.

UMWELT

Stadt setzt auf
Fotovoltaik
Die Dächer städtischer Gebäude
sollen auch künftig verstärkt für
Fotovoltaikanlagen genutzt werden.
Diesen Auftrag hat der Bauaus-
schuss der Verwaltung erteilt. Die
Betreuung liegt beim Hochbau-
amt. Große Anlagen entstanden zu-
letzt bei der Centerville Volks-
schule und der Volksschule Firnha-
berau. Für das laufende Jahr sind
Anlagen bei der Volksschule Her-
renbach, der Hauptfeuerwache
und beim Nebengebäude des Kanu-
Bundesleistungszentrums vorge-
sehen. Gegen die weitere Förderung
von Fotovoltaik sprach sich Rainer
Schönberg (Freie Wähler) aus. Er
sprach von einer „schlechten Um-
weltbilanz“. Vertreter von CSU,
SPD, Grünen, CSM und Pro
Augsburg sahen dies anders. Beate
Schabert-Zeidler (Pro Augsburg)
fordert, dass auch an Park&Ride-
Plätzen Carports errichtet werden
können, die mit Fotovoltaikanlagen
versehen sein könnten. Eines wur-
de gestern aber bereits klar geäu-
ßert: Beim neuen Park&Ride-
Parkplatz in Hochzoll wird dies
nicht der Fall sein. Er soll jetzt
ohne weiteren zeitlichen Aufschub
errichtet werden. (möh)

KRIEGSHABER

Erinnerungsstätte
zu Krieg und Frieden
Für die ehemaligen Fahrzeughallen
des Sheridan-Parks (Gebäude
116), die während der NS-Zeit auch
als KZ-Außenlager für Zwangsar-
beiter genutzt worden waren, liegt
jetzt ein museales Konzept vor, das
gestern im Bauausschuss präsentiert
wurde. Die Halle 116 soll als
„Lernort Frieden“ entwickelt wer-
den und zum Erinnerungsort zu
Krieg und Frieden, der Befreiung
von der NS-Gewaltherrschaft und
zur US-Präsenz in Deutschland
werden. Es werden somit die The-
men Zwangsarbeit und Militär in
der stadthistorischen Entwick-
lung, aber auch im Kontext der
Friedensstadt Augsburg beleuch-
tet. Prof. Dr. Philip Gassert von der
Uni Augsburg hat dieses Grund-
konzept erarbeitet. (möh)


